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Aus der Rechtssprechung (Arbeitsrecht)

Weiterbeschäftigung eines Lehrlings nach Auflösung des Lehrvertrages - Entlohnung?

Wird mit einem Lehrling nach der vorzeitigen Auflösung des Lehrverhältnisses kein neuer Arbeitsvertrag abgeschlossen, der die Beschäftigung als Hilfsarbeiter vorsieht, und wurde er danach auch nicht überwiegend zu Hilfsarbeiten herangezogen, sondern weiterhin nur wie ein Lehrling verwendet, richtet sich sein Entgeltanspruch gemäß § 1152 ABGB nach der im Kollektivvertrag vorgesehenen Lehrlingsentschädigung (und nicht nach dem kollektivvertraglichen Hilfsarbeiterlohn) (OGH 21. 12. 2011, 9 ObA 27/11b = ARD 6222/8/2012).
Lehrverhältnis in der Insolvenz
Durch die Eröffnung des Konkurses über das Vermögen des Lehrberechtigten wird ein Lehrverhältnis nicht ex lege beendet, sondern wird der Masseverwalter als Fortbetriebsberechtigter nach § 41 Abs 1 GewO 1973 auch Lehrberechtigter nach § 2 BAG (§ 2 Abs 4 BAG und § 3 Abs 1 Z 3 BAG). Die für eine Ausbildung notwendigen einschlägigen Fachkenntnisse und Voraussetzungen muss der Masseverwalter nicht persönlich aufweisen, zumal er nach § 3 Abs 1 Z 3 BAG ohnedies einen geeigneten Ausbilder zu bestellen hat. Auch kommt es nicht darauf an, ob der Masseverwalter tatsächlich eine zweckmäßige Ausbildung des Lehrlings gewährleisten kann. Ist das nicht der Fall oder wird der Betrieb überhaupt eingestellt, handelt es sich dabei um faktische Hindernisse, die nicht zur Beendigung des Lehrverhältnisses ex lege führen, sondern den Lehrling nur zum vorzeitigen Austritt berechtigen. Im Übrigen wird durch die nachfolgende Anzeige des Gewerbeinhabers über die Zurücklegung der Gewerbeberechtigung das (mit Eröffnung des Konkursverfahrens) bereits entstandene Fortführungsrecht des Masseverwalters nicht berührt (vgl § 86 Abs 3 GewO) (OGH 22. 11. 2011, 8 ObS 3/11s = ARD 6222/9/2012).
Anwendung der Kündigungsfristen des AngG bei fehlender Vereinbarung über Arbeitszeit

Liegt eine Vereinbarung über das Ausmaß der Arbeitszeit nicht vor, sind die den Umständen nach angemessenen Dienste zu leisten, wobei das den Umständen nach angemessene Ausmaß der Arbeitszeit im Allgemeinen dem normalen Arbeitsbedarf im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses entsprechen wird, sodass diesem Zeitpunkt besondere Bedeutung zukommt. Hat daher das Arbeitsausmaß eines Arbeitnehmers in den ersten beiden Monaten seines 3-monatigen Dienstverhältnisses die Grenze des § 20 Abs 1 AngG (ein Fünftel des 4,3-Fachen der vorgesehenen Normalarbeitszeit) überschritten, richten sich Kündigungsfrist und -termin nach dem AngG (OGH 24. 10. 2011, 8 ObS 5/11k = ARD 6224/3/2012).

Kein Anspruch auf fehlerlos gestaltetes Dienstzeugnis

Ein Arbeitnehmer hat keinen Anspruch auf Korrektur des vom Arbeitgeber ausgestellten Dienstzeugnisses, weil im Text uneinheitliche Zeichenabstände vorkommen, ein Punkt fehlt und die Datumsangaben nicht einheitlich geschrieben wurden (Monatsangaben teils ausgeschrieben, teils mit Ziffern abgekürzt). Diese Formalfehler legen keine fehlende Wertschätzung des Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber nahe. Auch der Umstand, dass das Zeugnis mit dem Tag der Ausstellung datiert ist und nicht mit dem (hier: 2 Monate zurückliegenden) Ende des Dienstverhältnisses, führt zu keinem Anspruch auf Korrektur, weil entsprechend dem allgemeinen Grundsatz der Zeugniswahrheit stets das Datum des tatsächlichen Ausstellungstags anzuführen ist. Vor- und Rückdatierungen sind grundsätzlich unzulässig (OGH 27. 2. 2012, 9 ObA 11/12a = ARD 6226/4/2012).

Verweigerte Zustimmung zur Kündigung eines BR-Mitglieds
Selbst wenn man davon ausgeht, dass beharrliche Pflichtverletzungen als Grund für die Kündigung eines Betriebsratsmitgliedes iSd § 121 Z 3 ArbVG nicht erst dann in Betracht kommen, wenn sie auch die Voraussetzungen für eine Entlassung erfüllen, sondern den Betriebsinhaber auch dann zur Kündigung des BR-Mitglieds berechtigen können, wenn sie nicht so schwerwiegend sind, dass sie die Entlassung rechtfertigen und ihm aus Gründen der Arbeitsdisziplin seine Weiterbeschäftigung nicht zumutbar ist (vgl OGH 31. 8. 1994, 8 ObA 204/94, ARD 4602/20/94), ist für diesen Kündigungsgrund grundsätzlich eine Abmahnung durch den Arbeitgeber erforderlich. Im vorliegenden Fall hat sich das BR-Mitglied, zu dessen Kündigung der Arbeitgeber die gerichtliche Zustimmung begehrt, gegenüber der ihm zugeteilten Sekretärin beleidigend verhalten („Dich zwinge ich auch noch in die Knie“; sie solle sich „schleichen“/„putzen“). Dieses Verhalten und die Äußerungen sind jedoch im Gesamtzusammenhang damit zu sehen sind, dass das BR-Mitglied angesichts von Unregelmäßigkeiten etwa bei Prämienzahlungen, Fahrtkostenabrechnungen oder Gutscheinentnahmen innerhalb des Betriebsratskollegiums die Gebarung des Betriebsratsfonds prüfen wollte und von der Sekretärin insofern provoziert wurde, als sie ihn in seiner Funktion als BR-Vorsitzenden nicht als Chef akzeptierte, ihn „anrennen“ ließ, illoyal war, zur gegnerischen Betriebsratsgruppe tendierte, seine Anweisungen immer wieder hinterfragte und seine Gesprächsversuche zu Mobbingvorwürfen abblockte. Angesichts dieser Umstände hätte seine schon durch die mehrfache Gesprächsbereitschaft bezeugte Einsichtsfähigkeit eine Verwarnung auch nicht von vornherein sinnlos und damit verzichtbar gemacht. Nach den Umständen des Falls ist auch keine korrekturbedürftige Fehlbeurteilung darin zu sehen, dass das Berufungsgericht die Unzumutbarkeit der Weiterbeschäftigung des Beklagten iSd § 121 Z 3 ArbVG ua deshalb verneinte, weil sein Kontakt zur Sekretärin seit seiner Abwahl als BR-Vorsitzender minimiert ist. All dies schließt auch den Entlassungsgrund der erheblichen Ehrverletzung iSd § 122 Abs 1 Z 5 ArbVG aus, die eine sinnvolle Zusammenarbeit zwischen BR-Mitglied und Betriebsinhaber nicht mehr erwarten ließe (OGH 27. 2. 2012, 9 ObA 121/11a = ARD 6224/5/2012).
Spanische Hofreitschule: Anspruch auf bezahlte Mittagspause durch Betriebsübung

Wurde den Arbeitnehmern der Spanischen Hofreitschule nach der Ausgliederung des Unternehmens 8 Jahre hindurch vorbehaltlos die tägliche 30-minütige Mittagspause wie reguläre Arbeitszeit bezahlt, wurde durch diese Betriebsübung ein Rechtsanspruch der Arbeitnehmer auf Bezahlung der Ruhepause begründet. Die Spanische Hofreitschule als Arbeitgeber ist somit nicht berechtigt, einseitig von dieser Praxis abzugehen (OGH 30. 1. 2012, 9 ObA 104/11a = ARD 6228/4/2012).

Arbeitsleistungen in Erwartung der Anstellung - Anspruch auf Entgelt
Im vorliegenden Fall wurden von Mai 2008 bis Feber 2009 Vertragsverhandlungen über eine Beschäftigung des Klägers als Verkaufs- und Marketingleiter geführt, ab September 2008 erledigte er diverse Arbeiten über Auftrag des potenziellen Arbeitgebers (zB Mitbewerberanalyse, Marketing-Vorschläge, Besprechungen mit Mitarbeitern etc). Zum Vertragsabschluss kam es letztlich nicht; der Arbeitgeber beschloss, aus Kostengründen seine aus dem Ausland zurückgekehrte Tochter anstelle des Klägers im Betrieb Arbeiten ähnlicher Art ausführen zu lassen. Das eingeklagte Honorar für die bisher erbrachten Tätigkeiten wurde dem Kläger von den Gerichten zugesprochen: Wer Arbeitsleistungen in Hinblick auf die erwartete Anstellung als Arbeitnehmer erbrachte, zu der es dann ohne sein Verschulden nicht kam, hat gegen den Leistungsempfänger, der diese Erwartung kannte oder kennen hätte müssen und die Leistungen bewusst entgegengenommen hat, einen bereicherungsrechtlichen Anspruch gem § 1435 iVm § 1152 ABGB auf angemessene Entlohnung. Aufgrund des fehlenden Verschuldens des Leistenden an der Zweckverfehlung seiner Leistungen ist der Anspruch vom verschafften Nutzen unabhängig. Dass Unentgeltlichkeit der Arbeitsleistungen vereinbart worden ist, müsste der Leistungsempfänger beweisen (OGH 21. 12. 2011, 7 Ob 236/11y = ARD 6228/5/2012).
Aus der Rechtssprechung (Arbeitslosenversicherung)

Unzulässige Sperre der Notstandshilfe nach abgelehnter Arbeitserprobung
Arbeitserprobungen, die zur Überprüfung vorhandener (oder auch im Rahmen einer Maßnahme erworbener) Kenntnisse und Fertigkeiten des Arbeitslosen oder dessen Einsatzmöglichkeiten in einem Betrieb dienen, dürfen nur als Teil einer Nach- oder Umschulungsmaßnahme sowie von Wiedereingliederungsmaßnahmen vorgesehen werden. Als eigenständige - und für den Fall der Verweigerung nach § 10 Abs 1 AlVG sanktionierbare - Wiedereingliederungsmaßnahme ist eine (bloße) Arbeitserprobung hingegen nicht zulässig (VwGH 19. 10. 2011, 2009/08/0294 = ARD 6222/11/2012).

Zur Kausalität einer Vereitelungshandlung
Für die Kausalität einer Vereitelungshandlung iSd § 10 Abs 1 AlVG für das Nichtzustandekommen eines Beschäftigungsverhältnisses ist nicht Voraussetzung, dass das Beschäftigungsverhältnis ohne die Vereitelungshandlung in jedem Fall zustande gekommen wäre. Vielmehr ist Kausalität dann gegeben, wenn die Chancen für das Zustandekommen eines Beschäftigungsverhältnisses aufgrund der Vereitelungshandlung jedenfalls verringert wurden. Ist dem Arbeitslosen vorzuwerfen, dass er vorsätzlich einen Vorauswahltermin für eine zugewiesene Beschäftigung versäumt hat, weshalb die weiteren Stufen des Bewerbungsprozesses gar nicht erreicht werden konnten, besteht am Vorliegen einer - für das Nichtzustandekommen der Beschäftigung kausalen - Vereitelungshandlung, die zu einer zumindest 6-wöchigen Sperre des Arbeitslosengeldes führt, kein Zweifel. (Beschwerde abgewiesen) (VwGH 18. 1. 2012, 2008/08/0243 = ARD 6222/12/2012).
Aus der Rechtssprechung (Ausländerbeschäftigung)

Ausländische Krankenpfleger in Pflegeheim - bewilligungspflichtige Beschäftigung
Eine Berufsausübung im gehobenen Dienst für Gesundheits- und Krankenpflege kann zwar auch freiberuflich erfolgen (vgl § 35 Abs 1 Gesundheits- und Krankenpflegegesetz). Dennoch ist aber auch im Bereich der Gesundheits- und Krankenpflege für die Beurteilung, ob eine Beschäftigung iSd AuslBG vorliegt, der wahre wirtschaftliche Gehalt und nicht die äußere Erscheinungsform des konkret vorliegenden Sachverhaltes maßgeblich (vgl § 2 Abs 4 AuslBG). Im vorliegenden Fall wurden mehrere Ausländerinnen als diplomierte Gesundheits- und Krankenpflegerinnen in einem Alten- und Pflegeheim im Wesentlichen gleich wie das übrige diplomierte Krankenpflegepersonal eingesetzt. Sie hatten sich an die im monatlichen Dienstplan vorgesehene Diensteinteilung, die im Wochenkalender eingetragene Stockwerkseinteilung und an die angeordneten Aufgaben zu halten, unterlagen der Fachaufsicht der Pflegedienstleitung und mussten ihre Anwesenheiten mittels Stechkarte dokumentieren. Ausgehend davon kann der Behörde nicht mit Erfolg entgegengetreten werden, wenn sie die Tätigkeit der Ausländerinnen als bewilligungspflichtige Beschäftigung iSd § 2 Abs 2 AuslBG qualifizierte. Die Behörde ging von einer organisatorischen Eingliederung der Ausländerinnen in das Unternehmen aus, die insbesondere durch die Anwesenheitspflicht während den Dienstzeiten (Dokumentation mittels Stechuhr) in Erscheinung trat, durch die vorgegebenen Diensteinteilungen, Stockwerkseinteilungen und die Pflicht, sich an die Einteilung zur Erfüllung der daraus ergebenden Aufgaben zu halten (die Ausländerinnen unterlagen auch der Fachaufsicht der Pflegedienstleitung), sowie durch die Bereitstellung sämtlicher Arbeitsmittel durch die GmbH oder die Heimbewohner selbst. Hinweise dafür, dass die Ausländerinnen abgrenzbare, unterscheidbare Werke erbracht hätten, sind im Verfahren nicht hervorgekommen. Es kann die Ansicht der Behörde daher nicht als rechtswidrig angesehen werden, dass ein Bestehen eines Werkvertrages zwischen der GmbH einerseits und den gegenständlichen Ausländerinnen andererseits nicht dem wahren wirtschaftlichen Gehalt entspricht. (Beschwerde abgewiesen) (VwGH 15. 12. 2011, 2009/09/0004 = ARD 6225/3/2012)
Beschäftigung ausländischer Fußballer - Bewilligungspflicht nach dem AuslBG
Für die Beschäftigung von Ausländern als Fußballspieler besteht nach dem Wortlaut des § 1 Abs 2 AuslBG keine Ausnahme vom Geltungsbereich des AuslBG. Waren die ausländischen Fußballspieler in der Kampfmannschaft eines Amateurvereins tätig, unterlagen in dieser Funktion der fachlichen Aufsicht durch den Trainer, waren vertraglich zur Teilnahme an den Trainings und den Meisterschaftsspielen verpflichtet und erhielten vom Verein neben den auch Mannschaftskollegen zustehenden Punkteprämien und Aufwandsentschädigungen ua noch Essenszuschüsse und Geld für Fußballschuhe, Toilettartikel oder Reinigungsmaterial, liegt eine bewilligungspflichtige Beschäftigung iSd § 2 Abs 2 lit b AuslBG vor (VwGH 30. 5. 2011, 2008/09/0250 = ARD 6225/4/2012).
Neue Vorschriften

Satzung des BAGS-KV
Mit Verordnung des Bundeseinigungsamtes wurde mit Wirksamkeit ab 1. 2. 2012 der Kollektivvertrag für die Berufsvereinigung von Arbeitgebern für Gesundheits- und Sozialberufe (BAGS-KV; KV 100/2012) (mit Ausnahmen) zur Satzung erklärt. Die Satzung gilt mit Ausnahme Vorarlbergs in ganz Österreich für Anbieter sozialer oder gesundheitlicher Dienste präventiver, betreuender oder rehabilitativer Art für Personen, die entsprechender Hilfe oder Betreuung bedürfen, mit folgenden Ausnahmen:

· öffentlich-rechtliche Einrichtungen, 

· Heilbade-, Kur- und Krankenanstalten, 

· Rettungs- und Sanitätsdienste, 

· Privatkindergärten, -kinderkrippen und -horte (Privatkindertagesheime), 

· selbst organisierte bzw elternverwaltete Kindergruppen, 

· Einrichtungen der Kinderbetreuung durch Tagesmütter(-väter).

Der persönliche Geltungsbereich umfasst alle Arbeitgeber im oben genannten fachlichen Geltungsbereich sowie die von diesen Arbeitgebern beschäftigten Arbeitnehmer und Lehrlinge, sofern ihre Arbeitsverhältnisse nicht schon durch einen gültigen KV (ausgenommen KV gemäß § 18 Abs 4 ArbVG) erfasst sind. Ausgenommen sind weiters die auch vom Geltungsbereich des BAGS-KV ausgenommenen Arbeitnehmer (vgl § 2 BAGS-KV). (BGBl II 2012/101, ausgegeben am 29. 3. 2012 = ARD 6222/5/2012).
Lehrlingsentschädigung für Sportadministratoren
Mit Verordnung des Bundeseinigungsamtes wurde die Höhe der Lehrlingsentschädigung und der Sonderzahlungen für Lehrlinge im Lehrberuf Sportadministration ab 1. 3. 2012 neu festgesetzt. Die Lehrlingsentschädigung beträgt im 1. Lehrjahr € 488,10, im 2. Lehrjahr € 638,10 und im 3. Lehrjahr € 893,30.

Gibt es in einem Betrieb keinen einschlägigen Facharbeiterlohn iSd § 1 Abs 1a Z 1 KJBG, so ist für die Überstundenentlohnung von Lehrlingen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, hinsichtlich der Berechnung der Grundstundenvergütung und des Zuschlags Abschnitt IX A Z 7 KV-Handelsangestellte heranzuziehen (BGBl II 2012/91, ausgegeben am 28. 3. 2012 = ARD 6222/7/2012).
2. Stabilitätsgesetz 2012 – BGBl I 2012/35, ausgegeben am 24. 4. 2012

Einbeziehung älterer DN in die AlV
Derzeit sind Personen von der AlV-Pflicht ausgenommen, die das für eine Alterspension maßgebliche Mindestalter oder das 60. Lebensjahr vollendet haben oder denen bereits vor diesem Lebensalter eine im § 22 Abs 1 AlVG genannte Leistung zuerkannt wurde.

Ab 1. 1. 2013 wird die Ausnahme von der AlV-Pflicht auf jene Personen eingeschränkt, die wegen der Zuerkennung einer Alterspensionsleistung oder wegen des Anspruchs darauf von Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung ausgeschlossen sind und daher aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht der Versicherungspflicht unterworfen werden dürfen.

Da unter bestimmten Voraussetzungen Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung noch bis zu ein Jahr nach einem Anspruch auf Korridorpension bezogen werden können, ist als absolute Versicherungsgrenze für die AlV-Pflicht die Vollendung jenes Lebensalters vorgesehen, das ein Jahr nach dem Mindestalter für die Korridorpension liegt. Derzeit beträgt das Mindestalter für die Korridorpension 62 Jahre. Die AlV-Pflicht endet demnach spätestens mit dem Beginn des auf die Vollendung des 63. Lebensjahres folgenden Kalendermonats. Im Falle einer künftigen Anhebung des Mindestalters für die Korridorpension ändert sich die AlV-Pflicht entsprechend. (§ 1 Abs 2 lit e AlVG). § 1 Abs 2 lit e AlVG lautet daher künftig: Ausgenommen von der Arbeitslosenversicherungspflicht sind „Personen, denen eine im § 22 Abs 1 genannte Leistung zuerkannt wurde oder welche die Anspruchsvoraussetzungen für eine im § 22 Abs 1 genannte Leistung, ausgenommen die Korridorpension, erfüllen, oder die jenes Lebensalter, das ein Jahr nach dem gesetzlichen Mindestalter für eine Korridorpension liegt, vollendet haben, ab dem Beginn des folgenden Kalendermonats;“ Die Änderungen gelten jedoch nur für Personen, die nach dem 31. 12. 1952 geboren sind.

Entfall der AlV-Beitragsbefreiung für ältere DN
Im Hinblick darauf, dass künftig vermehrt Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung bzw. aus der Gebarung Arbeitsmarktpolitik für ältere Personen zu erbringen sein werden und für diese - etwa im Falle der Altersteilzeit - auch über das frühestmögliche Pensionsantrittsalter hinaus Leistungen gebühren können, wird die bisher geltende Befreiung von der Beitragsleistung nach Vollendung eines bestimmten Lebensalters aufgehoben. Der Entfall des § 2 Abs 8 AMPFG tritt mit 1. 1. 2013 in Kraft und gilt für Personen, die nach dem 1. 6. 1953 geboren wurden. Daher ist ab 1. 1. 2013 auch wieder für Personen ein AlV-Beitrag zu leisten, die das 58. Lebensjahr nach dem 31. 5. 2011 vollenden oder vollendet haben. Für ältere Dienstnehmer gilt die derzeit geltende Regelung (§ 2 Abs 8 AMPFG idF BGBl I 2011/39) weiter.

Anhebung der Altersgrenze beim IESG-Zuschlag
Im Hinblick auf die Aufhebung der bisherigen Ausnahme von der AlV-Pflicht wird ab 1. 1. 2013 auch die Befreiung von der Verpflichtung zur Entrichtung des Zuschlages zum Arbeitslosenversicherungsbeitrag (IESG-Beitrag) für Personen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben, auf die Vollendung des 63. Lebensjahres angehoben. Dies ist auch insofern gerechtfertigt als auch diese Personen im Insolvenzfall Anspruch auf Insolvenz-Entgelt haben. Für Personen, die vor dem 1. 1. 2013 das 60. Lebensjahr bereits vollendet haben, und für die daher keine Verpflichtung zur Zuschussleistung mehr bestand, gilt die Befreiung auch weiterhin. Ab 1. 1. 2013 ist daher für Personen, die nach dem 31. 12. 1952 geboren sind, bis zu dem auf die Vollendung des 63. Lebensjahres folgenden Kalendermonat der IESG-Beitrag zu entrichten. (§ 12 Abs 2 IESG)

Altersteilzeit

Das „Ausgleiten“ aus dem Arbeitsprozess in Form einer kontinuierlichen Verringerung der Arbeitszeit hat sich bewährt und ermöglicht älteren Arbeitnehmern letztendlich einen längeren Verbleib im Erwerbsleben. Durch die nun beschlossenen Änderungen bei der Altersteilzeit soll die Gewährung von Altersteilzeitgeld aufgrund einer kontinuierlichen Altersteilzeitvereinbarung gefördert werden. So ist künftig die Gewährung von Altersteilzeitgeld aufgrund einer kontinuierlichen Altersteilzeitvereinbarung bei Nichtinanspruchnahme eines früher möglichen Pensionsantrittes bis zur Vollendung des gesetzlichen Regelpensionsalters (Frauen 60 Jahre, Männer 65 Jahre) möglich (§ 27 Abs 3 AlVG). Dies soll einen Beitrag zur Anhebung des tatsächlichen Pensionsantrittsalters leisten.

Gleichzeitig wird in § 27 Abs 2 AlVG jedoch wieder verankert, dass Altersteilzeitgeld längstens für die Dauer von 5 Jahren gewährt werden kann (dies war schon bis 31. 12. 2010 geltendes Recht); für Personen, für die aufgrund der bisher geltenden pensionsrechtlichen und arbeitslosenversicherungsrechtlichen Bestimmungen Altersteilzeit für eine kürzere Dauer vereinbart wurde, ist eine Verlängerung zu den - abgesehen von der Dauer - alten Bedingungen möglich, um das Ziel eines späteren Pensionsantritts erreichen zu können (§ 82 Abs 4 AlVG).

Blockzeitvereinbarungen hingegen erzielen kaum arbeitsmarktpolitische Effekte und begründen daher künftig nur mehr dann einen Anspruch auf Altersteilzeitgeld, wenn eine zuvor arbeitslose Ersatzkraft eingestellt oder ein Lehrling zusätzlich ausgebildet wird. In bereits bestehende Ansprüche wird nicht eingegriffen. Wenn sich durch Änderungen im Pensionsrecht ein späterer Pensionsstichtag ergibt, soll eine Verlängerung bestehender Altersteilzeitvereinbarungen möglich sein. (§ 27 Abs 3 und Abs 5 Z 3 AlVG)

Die neuen Bestimmungen treten mit 1. 1. 2013 in Kraft und gelten für Ansprüche auf Altersteilzeitgeld, die zur Gänze für Zeiträume nach Ablauf des 31. 12. 2012 zuerkannt werden (§ 79 Abs 122 AlVG).

Neue Abgabe bei Auflösung des Dienstverhältnisses
In einem neuen § 2b AMPFG ist eine einmalige vom Arbeitgeber zu tragende Abgabe in Höhe von € 110,- bei Beendigung eines jeden arbeitslosenversicherungspflichtigen Dienstverhältnisses oder freien Dienstverhältnisses normiert. Dieser Betrag wird künftig jährlich mit der Aufwertungszahl aufgewertet. Die neue Auflösungsabgabe fließt in die Arbeitsmarktrücklage, damit das AMS erforderliche Maßnahmen für durch die Beendigung des (freien) Dienstverhältnisses arbeitslos gewordene Personen finanzieren kann. Die Hälfte der dadurch zusätzlich in die Arbeitsmarktrücklage fließenden Mittel soll jedenfalls für Eingliederungsbeihilfen an Unternehmen für ältere Arbeitnehmer (oder demselben Zweck dienende andere Beihilfen nach dem AMSG) verwendet werden.

Keine Abgabe ist zu entrichten,

· wenn das Dienstverhältnis oder freie Dienstverhältnis auf längstens 6 Monate befristet war; 

· wenn die Auflösung des Dienstverhältnisses während des Probemonats erfolgt; 

· wenn die Auflösung des (freien) Dienstverhältnisses einseitig vom Arbeitnehmer oder freien Dienstnehmer erfolgt (Dienstnehmerkündigung, unberechtigter Austritt, Austritt aus gesundheitlichen Gründen); 

· im Falle einer gerechtfertigten Entlassung (einer vorzeitigen Auflösung aus wichtigem Grund beim freien Dienstverhältnis) 

· wenn der (freie) Dienstnehmer im Zeitpunkt der Auflösung des Dienstverhältnisses einen Anspruch auf eine Invaliditäts- oder Berufsunfähigkeitspension hat; 

· wenn der (freie) Dienstnehmer bei einvernehmlicher Auflösung des Dienstverhältnisses das Regelpensionsalter vollendet hat und die Anspruchsvoraussetzungen für eine Alterspension erfüllt, oder die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme eines Sonderruhegeldes nach dem NSchG erfüllt; 

· bei Auflösung eines Lehrverhältnisses; 

· wenn ein verpflichtendes Ferial- oder Berufspraktikum beendet wird; 

· wenn das (freie) Dienstverhältnis nach § 25 IO gelöst wird; 

· bei Begründung eines neuen Dienstverhältnisses innerhalb eines Konzerns unmittelbar im Anschluss an das beendete Dienstverhältnis; 

· bei Beendigung des (freien) Dienstverhältnisses durch den Tod des (freien) Dienstnehmers.

In sonstigen Fällen einer einvernehmlichen Auflösung, bei Arbeitgeberkündigung, begründetem vorzeitigen Austritt, unberechtigter Entlassung sowie bei Ablauf eines auf eine längere Dauer als 6 Monate befristeten Dienstverhältnisses ist die Abgabe zu entrichten. Bei einer Umwandlung von versicherungspflichtigen Dienstverhältnissen in geringfügige Dienstverhältnisse ist die Abgabe ebenfalls zu entrichten. Die Abgabe ist von den Krankenversicherungsträgern im übertragenen Wirkungsbereich einzuheben, denen auch die Prüfung der korrekten Einhaltung der Abgabepflicht obliegt. Die Abgabe ist im Monat der Auflösung des (freien) Dienstverhältnisses gemeinsam mit den SV-Beiträgen fällig und vom Dienstgeber unaufgefordert zu entrichten. Im Falle der Einbringung einer Klage über die Rechtswirksamkeit der Beendigung des (freien) Dienstverhältnisses ist die Verjährung der Verpflichtung zur Leistung der Abgabe ab der Klagseinbringung bis zur Zustellung der Ausfertigung der rechtskräftigen Entscheidung des Gerichtes oder der Vergleichsausfertigung an den zuständigen Krankenversicherungsträger gehemmt. Der neue § 2b AMPFG tritt mit 1. 1. 2013 in Kraft und gilt, wenn ein arbeitslosenversicherungspflichtiges Dienstverhältnis oder freie Dienstverhältnis nach dem 31. 12. 2012 endet. Weiters ist vorgesehen, dass die Auswirkungen der Auflösungsabgabe im Jahr 2014 zu evaluieren sind (Quelle: ARD 6228/2/2012).

1Aus der Rechtssprechung (Arbeitsrecht)


1Weiterbeschäftigung eines Lehrlings nach Auflösung des Lehrvertrages - Entlohnung?


1Lehrverhältnis in der Insolvenz


2Anwendung der Kündigungsfristen des AngG bei fehlender Vereinbarung über Arbeitszeit


2Kein Anspruch auf fehlerlos gestaltetes Dienstzeugnis


2Verweigerte Zustimmung zur Kündigung eines BR-Mitglieds


3Spanische Hofreitschule: Anspruch auf bezahlte Mittagspause durch Betriebsübung


3Arbeitsleistungen in Erwartung der Anstellung - Anspruch auf Entgelt


3Aus der Rechtssprechung (Arbeitslosenversicherung)


3Unzulässige Sperre der Notstandshilfe nach abgelehnter Arbeitserprobung


4Zur Kausalität einer Vereitelungshandlung


4Aus der Rechtssprechung (Ausländerbeschäftigung)


4Ausländische Krankenpfleger in Pflegeheim - bewilligungspflichtige Beschäftigung


4Beschäftigung ausländischer Fußballer - Bewilligungspflicht nach dem AuslBG


5Neue Vorschriften


5Satzung des BAGS-KV


5Lehrlingsentschädigung für Sportadministratoren
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5Einbeziehung älterer DN in die AlV


6Entfall der AlV-Beitragsbefreiung für ältere DN


6Anhebung der Altersgrenze beim IESG-Zuschlag


6Altersteilzeit


7Neue Abgabe bei Auflösung des Dienstverhältnisses
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